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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  wie viele Personen derzeit in Baden-Württemberg als vermisst gelten (bitte 
zwischen Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen sowie nach Geschlecht dif-
ferenzieren und nach Zuständigkeitsgebieten der regionalen Polizeipräsidien 
aufschlüsseln);

2.  wie lange diese Personen bereits als vermisst gelten (bitte in folgenden Zeit-
intervallen angeben: bis zu einer Woche, bis zu einem Monat, bis zu einem 
halben Jahr, bis zu einem Jahr, länger als ein Jahr);

3.  wie sich die Zahl der Vermisstenfälle und die entsprechende Aufklärungs- bzw. 
Erledigungsquote in Baden-Württemberg in den vergangenen fünf Jahren ent-
wickelt haben;

4.  wann eine Person aus polizeilicher Sicht als vermisst gilt (bitte zwischen Kin-
dern, Jugendlichen und Erwachsenen differenzieren);

5.  welche Maßnahmen nach Aufnahme einer Vermisstenanzeige durch die Polizei 
ergriffen bzw. veranlasst werden;

6.  wie die An- und Zugehörigen von vermissten Personen in Baden-Württemberg 
betreut werden;

7.  unter welchen Bedingungen und in welcher Form das „Cold Case Management 
BW“ im Landeskriminalamt die Bearbeitung von Vermisstenfällen unterstützt;

Antrag
des Abg. Oliver Hildenbrand u. a. GRÜNE

und

Stellungnahme
des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung
und Kommunen

Vermisstenfälle in Baden-Württemberg
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8.  unter welchen Umständen und Voraussetzungen eine vermisste Person für tot 
erklärt wird;

9.  wie viele vermisste Personen welchen Alters und Geschlechts in den letzten 
fünf Jahren in Baden-Württemberg für tot erklärt wurden.

6.4.2022

Hildenbrand, Cataltepe, Häffner, Lede Abal, Andrea Schwarz, 
Seimer, Sperling, Tuncer GRÜNE 

B e g r ü n d u n g

Nach Angaben des Bundeskriminalamts waren am 1. Januar 2022 im Informati-
onssystem der Polizei insgesamt rund 8.800 Fälle vermisster Personen in Deutsch-
land registriert. In dieser Zahl sind sowohl Fälle vermisster Personen enthalten, 
die sich innerhalb weniger Tage aufklären, als auch Fälle vermisster Personen, 
deren Verbleib über viele Jahre nicht festgestellt werden konnte. Erfahrungs-
gemäß erledigen sich etwa 50 Prozent der Vermisstenfälle innerhalb der ersten 
Woche. Binnen Monatsfrist liegt die sogenannte Erledigungsquote bereits bei 
über 80 Prozent. Der Anteil der Personen, die länger als ein Jahr vermisst werden, 
bewegt sich bei etwa 3 Prozent. 

Mit dem vorliegenden Antrag sollen nicht nur aktuelle Zahlen in Erfahrung ge-
bracht, sondern es sollen auch Informationen über die polizeiliche Bearbeitung 
von Vermisstenfällen in Baden-Württemberg gewonnen werden. 

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 28. April 2022 Nr. IM3-0141.5-240/44 nimmt das Ministerium 
des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium der Justiz und für Migration zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  wie viele Personen derzeit in Baden-Württemberg als vermisst gelten (bitte 
zwischen Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen sowie nach Geschlecht dif-
ferenzieren und nach Zuständigkeitsgebieten der regionalen Polizeipräsidien 
aufschlüsseln);

2.  wie lange diese Personen bereits als vermisst gelten (bitte in folgenden Zeit-
intervallen angeben: bis zu einer Woche, bis zu einem Monat, bis zu einem 
halben Jahr, bis zu einem Jahr, länger als ein Jahr);

Zu 1. und 2.:

Die Ziffern 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet. Die nachfolgend dargestellten Zahlen aktueller Fahndungsausschrei-
bungen basieren auf einer Stichtagserhebung in der Bundesdatenbank „VERMI/
UTOT“, die der Polizei zur Unterstützung bei der Ermittlung vermisster Personen 
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sowie der Identifizierung unbekannter Toter oder unbekannter hilfloser Personen 
dient.

Die Datenbank basiert auf den Vermisstenausschreibungen in den polizeilichen 
Auskunftssystemen, wobei die Daten mehrmals täglich automatisiert übernommen 
bzw. aktualisiert werden. Kurzzeitige Ausschreibungen, die vor der automatisier-
ten Übernahme in die Datenbank wieder gelöscht werden, können nicht recher-
chiert werden. Der aktuelle Fahndungsbestand unterliegt insofern einer ständigen 
Veränderung.

Mit Stand 11. April 2022 ergab die Auswertung der Datenbank VERMI/UTOT 
für das Land Baden-Württemberg folgende, in dem jeweiligen regionalen Poli-
zeipräsidium (PP) veranlasste Vermisstenausschreibungen, aufgeschlüsselt nach 
Geschlecht und Altersgruppen:

Die Zeitintervalle der Ausschreibungsdauer in der Datenbank VERMI/UTOT 
stellen sich mit Stand 11. April 2022 wie folgt dar:
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3.  wie sich die Zahl der Vermisstenfälle und die entsprechende Aufklärungs- bzw. 
Erledigungsquote in Baden-Württemberg in den vergangenen fünf Jahren ent-
wickelt haben;

Zu 3.:

Da die Bundesdatenbank VERMI/UTOT nur aktuelle Vermisstenfälle enthält, 
wurde die Anzahl der offenen Vermisstenfälle dort mit Stand 11. April 2022 re-
cherchiert und bei den Fallzahlen der Vermisstenfälle in den Jahren 2017 bis 
2021 auf Statistikdaten zurückgegriffen, die vom Bundeskriminalamt monatlich 
zur Verfügung gestellt werden. Bei den insgesamt pro Jahr erfassten Vermissten-
fällen ist zu beachten, dass diese keiner sogenannten Echtzählung unterliegen, 
sodass Vermisste mehrfach als solche gezählt werden, wenn sie innerhalb eines 
Berichtsjahres mehrfach ausgeschrieben waren. Mit Stand 11. April 2022 sind in 
Baden-Württemberg 1.143 vermisste Personen erfasst. In den vergangenen fünf 
Jahren wurden durchschnittlich 9.406 Vermisstenfälle pro Jahr erfasst.

4.  wann eine Person aus polizeilicher Sicht als vermisst gilt (bitte zwischen Kin-
dern, Jugendlichen und Erwachsenen differenzieren);

Zu 4.:

Gemäß Polizeidienstvorschrift (PDV) 389 gelten bundesweit Personen als vermisst, 
wenn
– sie ihren gewohnten Lebenskreis verlassen haben,
– ihr Aufenthalt unbekannt ist und
–  für sie eine Gefahr für Leib oder Leben angenommen werden kann, z. B. als 

Opfer einer Straftat, bei einem Unglücksfall, bei Hilflosigkeit oder Selbsttö-
tungsabsicht.

Minderjährige gelten in jedem Fall als vermisst, wenn sie ihren gewohnten Lebens-
kreis verlassen haben und ihr Aufenthalt unbekannt ist. Bei ihnen muss grundsätz-
lich eine Gefahr für Leib oder Leben angenommen werden, solange Erkenntnisse 
oder Ermittlungen nichts Anderes ergeben. Dies gilt nicht für Jugendliche, die zur 
Strafverfolgung oder -vollstreckung ausgeschrieben sind und bei denen keine Ge-
fahr für Leib oder Leben angenommen werden kann.

5.  welche Maßnahmen nach Aufnahme einer Vermisstenanzeige durch die Polizei 
ergriffen bzw. veranlasst werden;

Zu 5.:

In der PDV 389 „Vermisste, unbekannte Tote, unbekannte hilflose Personen“ ist 
festgeschrieben, dass die Polizei alle Maßnahmen zu treffen hat, die zur Fest-
stellung des Verbleibs von Vermissten führen können. Die Vorschriften der PDV 
384.1 „Fahndung“ und die PDV 382 „Bearbeitung von Jugendsachen“ sind eben-
falls zu beachten. Die zu ergreifenden polizeilichen Maßnahmen orientieren sich 
grundsätzlich am Einzelfall.
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In der Regel werden Vermisstenanzeigen durch Angehörige, Freunde oder Be-
kannte bei der Polizei erstattet. Die erste Befragung ist hierbei grundlegend für 
alle weiteren Maßnahmen. Regelmäßig erfolgt eine Erhebung der Personalien, der 
Personenbeschreibung, Kontaktadressen von Freunden und Bekannten, Hinwen-
dungsorte, E-Mail-Adressen, Accounts in sozialen Netzwerken mit Zugangsdaten, 
Passwörter (beispielsweise PC) sowie die Beschaffung eines Lichtbildes der ver-
missten Person. Darüber hinaus ist zur umfassenden Beurteilung der Lage die 
Klärung weiterer Fragen erforderlich, beispielsweise:

–  Gibt es Anzeichen dafür, dass die Person ihr Verschwinden vorbereitet haben 
könnte bzw. verschwand die Person bereits in der Vergangenheit?

–  Gibt es Anzeichen, dass die Person Suizid verüben könnte oder eine Straftat 
vorliegt?

– Ist die vermisste Person auf Medikamente angewiesen?

In der Regel werden einzelfallbezogen die polizeilichen Maßnahmen eingeleitet, 
die nach aktueller Lagebewertung einen Erkenntniszuwachs erwarten lassen bzw. 
zum Auffinden der bzw. des Vermissten führen könnten. Als denkbare Maßnah-
men kommen beispielsweise in Betracht:

–  Abfrage polizeilicher Datensysteme
– Abfrage von Rettungsleitstellen und Krankenhäusern
–  Einleitung erster Fahndungsmaßnahmen (beispielsweise Überprüfung von Ört-

lichkeiten, Funkfahndung)
–  Bundesweite Ausschreibung als Vermisster in den polizeilichen Informations-

systemen, sowie internationale Ausschreibung im Schengener Informationssys-
tem (Schengen-Staaten) sowie ggf. in der INTERPOL-Datenbank

–  Erfassung in der Bundesdatei VERMI/UTOT (Vermisste, unbekannte Tote, un-
bekannte hilflose Personen)

–  Befragung von Angehörigen, Freunden, Bekannten, sonstigen Bezugspersonen 
aus dem Lebenskreis der bzw. des Vermissten oder von letzten Kontaktperso-
nen unter Vermeidung einer möglichen Rufschädigung; dabei sind auch Infor-
mationen über besondere Lebensumstände zu erheben

– Erhebung von DNA-Vergleichsproben sowie Zahnstatus
–  Absuche und Durchsuchung von Örtlichkeiten u. a. auch unter Zuhilfenahme 

anderer Stellen wie THW, Bundespolizei, Forstamt
– Einsatz von z. B. Personenspürhunden, Hubschrauber, Taucher
–  Standortbestimmung von Mobiltelefonen über den jeweiligen Netzbetreiber
–  Ermittlungen, z. B. bei behandelnden Ärzten/Zahnärzten, Krankenhäusern, Justiz-

vollzugsanstalten, Jugendämtern, Geldinstituten, Kreditkartenemittenten, Hilfs-
diensten, Versicherungsträgern, Frauenhäusern

–  Recherchen in sozialen Netzwerken
–  Öffentlichkeitsfahndungen (Print Medien, Internetfahndung unter Nutzung So-

zialer Medien, Aktenzeichen XY)
–  Fahndungs- und Ermittlungsersuchen an andere Polizeien (Bundesländer, Bun-

despolizei, Bundeskriminalamt)
–  Initiierung von gezielten Fahndungen im Ausland über das Bundeskriminalamt
–  INTERPOL-Anfragen

Bei der Beurteilung ist grundsätzlich die Möglichkeit einzubeziehen, dass Ursa-
che des Vermisstseins auch eine Straftat sein kann und Bezugspersonen als Täter 
in Betracht kommen können.

Die aktiven Fahndungsmaßnahmen, wie z. B. Suchmaßnahmen, werden beendet, 
sobald die vermisste Person lebendig oder tot festgestellt wurde oder keinerlei 
Ermittlungsansätze zum Verbleib mehr vorhanden sind. In letztgenanntem Fall 
bleiben die Ausschreibungen in den Fahndungssystemen weiterhin bestehen.
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6.  wie die An- und Zugehörigen von vermissten Personen in Baden-Württemberg 
betreut werden;

Zu 6.:

Die Ursachen für Vermisstenfälle sind vielschichtig. Je nach Einzelfall stehen den 
Angehörigen verschiedene Hilfs- und Unterstützungsangebote zur Verfügung.

Bedarfs- und problemorientiert vermittelt die Polizei fachlich qualifizierte Bera-
tungs- und Hilfeeinrichtungen, damit Angehörige weiterreichende Unterstützung 
erfahren. So arbeiten beispielsweise Notfallseelsorgerinnen und Notfallseelsorger 
des Landes Baden-Württemberg eng mit Rettungs- und Hilfsdiensten zusammen 
und werden bei Bedarf hinzugezogen.

Eltern, deren Kinder infolge einer Straftat vermisst werden, bietet die Opferhilfe-
organisation „WEISSER RING e. V.“ Unterstützung an. Ist unklar, ob das Ver-
schwinden des Kindes mit einem Verbrechen zusammenhängt, nimmt der WEISSE 
RING eine Lotsenfunktion wahr und vermittelt an Partnerorganisationen, bei-
spielsweise an die „Initiative vermisste Kinder“. Diese Initiative hat sich neben 
der Prävention von Vermisstenfällen auch die Unterstützung bei der Suche ver-
misster Kinder zur Aufgabe gemacht und verfügt über eine europaweit einheitli-
che Hotline.

Sofern die Vermisstensache im Zusammenhang mit einer Straftat steht, haben die 
Opfer verschiedene Rechte, die auch Ansprüche für Angehörige einschließen.

Den Angehörigen wird in solchen Fällen die Broschüre „Opferschutz – Tipps und 
Hinweise Ihrer Polizei“ des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und 
Kommunen überreicht, in der alle wesentlichen Unterstützungen in verständlicher 
Sprache zusammengefasst sind.

7.  unter welchen Bedingungen und in welcher Form das „Cold Case Manage-
ment BW“ im Landeskriminalamt die Bearbeitung von Vermisstenfällen unter-
stützt;

Zu 7.:

Bei Vermisstenfällen bei denen der Verdacht besteht, dass die Person Opfer eines 
Tötungsdelikts geworden ist und der Fall nach Beendigung der Ermittlungen un-
geklärt bleibt, Ermittlungen gegen Tatverdächtige eingestellt oder diese in einem 
Gerichtsverfahren freigesprochen wurden, ist der Aufgabenbereich Cold Case 
Management Baden-Württemberg (CCM BW) als landesweite zentrale Ansprech-
stelle zuständig für die fachliche Beratung und Koordination bei der Bearbeitung 
der Fälle durch die örtlich zuständigen Polizeipräsidien.

Neben der Zusammenführung von Erkenntnissen, der Initiierung und Unterstüt-
zung von Überprüfungen erfolgt fallbezogen die Vermittlung von Ansprechpart-
nerinnen und Ansprechpartnern auf nationaler und internationaler Ebene. Bei 
Ersuchen um Ermittlungsunterstützung aus anderen Bundesländern oder Staaten 
erfolgt durch CCM BW die landesweite Auswertung und Zusammenführung von 
Informationen in Fallkonferenzen mit allen beteiligten Stellen. CCM BW ist Mit-
glied der Plattform PEN-MP (Police Expert Network on Missing Persons) und 
Europol-Experten-Plattform „The Cold Case & Homicide Investigations Manager“.

Bei CCM BW sind aktuell landesweit 92 Vermisstenfälle mit Verdacht auf das 
Vorliegen eines Tötungsdelikts erfasst, die ständig in Zusammenarbeit mit den für 
diese Fälle zuständigen regionalen Polizeipräsidien auf Ermittlungsansätze über-
prüft werden. Neue oder verbesserte kriminaltechnische Sicherungsmethoden und 
wissenschaftliche Untersuchungsmethoden erhöhen die Aufklärungswahrschein-
lichkeit solcher Fälle auch nach vielen Jahren oder gar Jahrzehnten.
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So erschließen sich beispielsweise neue Aufklärungsmöglichkeiten auf dem Ge-
biet der DNA-Analyse zur Identifizierung von unbekannten Toten und ggf. Zu-
sammenführung mit einem Vermisstenfall. In Fällen von Langzeit-Vermissten 
kann, soweit fallbezogen erforderlich, über das Alterungsverfahren (AGING) des 
Landeskriminalamtes Baden-Württemberg ein individuelles und visuelles Fahn-
dungshilfsmittel erstellt werden. Ergeben sich neue Ermittlungsansätze, ist CCM 
BW unmittelbar in die weiteren Maßnahmen eingebunden.

CCM BW nimmt an themenbezogenen, interdisziplinär ausgerichteten Fachtagun-
gen teil, fördert die Entwicklung des bestehenden Cold-Case-Netzwerkes (natio-
nal wie international) und vermittelt Informationen an die regionalen Polizeiprä-
sidien.

8.  unter welchen Umständen und Voraussetzungen eine vermisste Person für tot 
erklärt wird;

Zu 8.:

Nach dem Verschollenheitsgesetz (VerschG) können Vermisste grundsätzlich für 
tot erklärt werden, sofern sie nicht aufgefunden werden, und sofern seit Ende des 
Jahres nach ihrem letzten Lebenszeichen, 10 Jahre vergangen sind. Personen, die 
das achtzigste Lebensjahr vollendet hätten, können bereits nach fünf Jahren für tot 
erklärt werden. Unzulässig ist eine Todeserklärung vor dem Ende des Jahres, in 
dem der Verschollene das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hätte. Beson-
dere Regelungen gelten für Kriegs-, See- und Luftverschollenheit.

Die Voraussetzungen und die Verfahrensweise der Todeserklärung einer vermiss-
ten Person regelt das VerschG. Das Verfahren ist durch Einleitung eines Aufge-
botsverfahrens beim Amtsgericht durchzuführen. Örtlich zuständig für die Todes-
erklärung ist das Amtsgericht des letzten inländischen Wohnsitzes oder des letz-
ten gewöhnlichen Aufenthaltes im Inland.

9.  wie viele vermisste Personen welchen Alters und Geschlechts in den letzten 
fünf Jahren in Baden-Württemberg für tot erklärt wurden.

Zu 9.:

Dem Ministerium der Justiz und für Migration liegen lediglich die jährlichen Ge-
samtzahlen von Anträgen auf Todeserklärung und Feststellung der Todeszeit vor. 
Eine Aussage bezüglich des Alters, des Geschlechts oder zum Ausgang des Ver-
fahrens (Todeserklärung oder sonstiger Verfahrensausgang) ist nicht möglich.

Strobl
Minister des Inneren,
für Digitalisierung und Kommunen


